
Bundesarbeitsgemeinschaft Wohnungslosenhilfe e.V. 

Wohin führt die jetzige Arbeitsmarktpolitik? Welche  

Alternativen brauchen wir? 

Weimar, 19. September 2012 

 



Veränderungen im Arbeitsleben 
 
Was ist seit 2010 geschehen 
 
Kernpunkte der Instrumentenreform 
 
Welche Strategien verfolgt die Freie 
Wohlfahrtspflege 
 
Welche Alternativen brauchen wir in der 
Arbeitsmarktpolitik 
 
Was ist der Wohnungslosenhilfe zu raten?  
 

Bearbeitungsschritte 



Der Wandel von Arbeit  - Effekte  

   Die Globalisierung der Ökonomie 
 
   Der demografische Wandel 

 
   Ein erheblich veränderter Bedarf an mittleren und höheren 
     beruflichen Qualifikationen 

 
   Die Entwicklung vom Welfare- zum Workfare-Staat 

 
   Die Amerikanisierung der Arbeitswelt durch eine gewisse 
     Prekarisierung der Arbeit  in atypischen Verhältnissen 

 
   Eine hohe Flexibilisierungserwartung im Arbeitsleben,  
     verbunden mit einem hohen Grad an Selbstorganisation 
  
 



Der Arbeitnehmer von heute und morgen 
 
ist  jung,  
gut qualifiziert,  
mobil,  
sozial-kommunikativ,  
belastbar,  
leistungsbereit,  
beherrscht moderne 
Kommunikationsformen,  
organisiert sich selbst,  
verringert Komplexität  
und lernt ein Leben lang!  



Arbeitsmarktpolitik mit der Abrissbirne 

Sparbeschlüsse der Bundesregierung aus Juni 2010 
insgesamt  € 16 Mrd. bis 2014 in der Arbeitsmarktpolitik 

davon:   € 10 Mrd. bei der Bundesagentur für Arbeit 
        €   6 Mrd. in der Verwaltung und bei  
                      Eingliederungsmaßnahmen für Hartz IV 
     Empfänger 
      



Gesetz zur Leistungssteigerung der 
arbeitsmarktpolitischen Instrumente 4/2011 
 
Gesetz zur Verbesserung der Eingliederungschancen 
am Arbeitsmarkt 

Anlass aus der Sicht des Gesetzgebers: 
 
• Zweifel am „social return on Investment“. 

Insbesondere die Gruppe der Langzeitarbeitslosen 
bleibt trotz Wachstum gleich groß (ca. 800.000 
Personen) 

• Verbesserung der Effektivität und Effizienz der 
eingesetzten Mittel 

• Zusammenfassung ähnlicher Instrumente 



 
Anlass aus der Sicht des Gesetzgebers: 
 
•   Berücksichtigung des demografischen Wandels 
 
•   Neuordnung der öffentlich geförderten 
     Beschäftigung 
 
•   Gezielte Stärkung der dezentralen Entscheidungs-   
     kompetenz  

Gesetz zur Leistungssteigerung der 
arbeitsmarktpolitischen Instrumente 4/2011 
 
Gesetz zur Verbesserung der 
Eingliederungschancen am Arbeitsmarkt 



Ausgewählte Arbeitsmarktdaten 
(Quelle: Monatsbericht  August 2012 der Bundesagentur für Arbeit) 

Arbeitslosigkeit im August 
2012 

2.905.112 ( + 29.151 gegen-  
über  Vormonat; aber  1,3% 
weniger als im Vorjahr) 

Teilnehmer an Maßnahmen 
des Bundes insgesamt 

842.000 
(2011 1.154.293)           

Lohnersatzleistungen davon: 
Arbeitslosengeld SGB III; 
Grundsicherung für 
Arbeitsuchende SGB II  

5.165.000 
   837.000 
4.420.000 

Leistungen ohne arbeitslos 
zu sein vorübergehend arbeitsunfähig, 
Vorruhestand, Kindererziehung, Schulbesuch etc.) 

2.600.000 
(2011   2.763.000) 

Rückgang  2 %  
gegenüber 2011 

 Rückgang 24 % 
gegenüber 2010 

Rückgang  2 % 
gegenüber 2011  



Zugang in und Abgang aus Arbeitslosigkeit in Deutschland August 2012 
nach Rechtskreisen 

(Angabe in Tausend; Quelle: Monatsbericht  August  2012 der Bundesagentur für Arbeit) 

Gesamt Anteil in % v. Bestand 
Vormonat 

Zugang 
Abgang 
 

705.000 
676.000 

24,5 %   
23,5 % 

SGB III 
Zugang 
Abgang 
insges. 8/2012 

 
318.000 
276.000 
909.528 = 31,31 % 

 
35,9 % 
31,2 % davon 15,4 % in den 
1.  Arbeitsmarkt 

SGB II 
Zugang 
Abgang 
insges. 8/2012 

 
388.000 
400.000 
1.995.584 = 68,69% 

 
19,5 % 
20,1 %  davon 3,4 % in den  
1.  Arbeitsmarkt  

Fazit: SGB II – Kunden profitieren weniger vom Beschäftigungszuwachs 



Von der registrierten Arbeitslosigkeit zur Unterbeschäftigung und 
Arbeitsplatzlücke im August 2012  

(aggregiert aus: Monatsbericht August 2012 der Bundesagentur für Arbeit) 

Registrierte Arbeitslosigkeit 2.905.1122.905.112.112 

Aktivierungsmaßnahmen § 46 SGB III 135.000   (7 % weniger als 2011, 2011  27 % 
                weniger 2010) 

Arbeitsgelegenheiten Beschäftigung schaffende; 
Beschäftigung erhaltende Arbeitsgelegenheiten 
Berufliche Weiterbildung; 

178.000  (- 38 % vergl. 2010) 
148.000  (- 20 % vergl. 2011) 
116.000   (15 % weniger  als 2011;  2011    20 % weniger 
als  2010) 

Kurzarbeit; konjunkturelles K-Geld Saisonkurzarbeitergeld Zus. ca. 106.000    
(Beschäftigungsäquivalent aus Vollzeit u. 
Teilzeitbeschäftigten) 
(1,4 Mio. in 2009)  

Eigentlich arbeitslos: Bürgerarbeit; 
Neue Leistung Förderung von Arbeitsverhältnissen  
(früher Job-Perspektive;) 

29.000 
1.149  (2011  11.495  bereits drastisch gekürzt um 57 %) 

Unzumutbarkeit w/ Betreuung Kinder bzw. pflegebed. 
Angehörige; 
Erwerbsfähige, die zur Überbrückung Schule nachholen  

300.000 
 
 
327.000 

Langfristig Arbeitsunfähige 244.000 

Gründungszuschuss /  
Einstiegsgeld 

45.000  (63 % weniger als 2011) 
11.000   (5000 Fälle weniger als 2011) 

Vorruhestandsähnliche Regelungen 238.000 

Geringfügig Beschäftigte 
davon ausschließlich geringfügig Besch. 
im Nebenjob geringfügig Besch. 

7.507.417  (Mini-Jobs etc. Zahlen liegen nur für )  
4.908.771    Dezember 2011 vor)                              
2.598.646                             



Langzeitarbeitslosigkeit in Deutschland Juli / Aug. / Okt. / Dez. 2011 und 
August 2012 nach Rechtskreisen 

(Angabe in Tausend; Quelle: Monatsberichte Juli / August / Oktober / November / Dezember2011 / August 2012 der 
Bundesagentur für Arbeit) 

        2011                  2012 
 
Juli  Aug.  Okt.  Dez. Aug. 

Anteil in % an allen        2012 
Arbeitslosen 2011 
Juli    Aug.  Okt. Dez.    Aug. 

Langzeitarbeitslose 
davon: 12- 24 Monate 
24 u. mehr 

962  960   936  9361.031    
486 
476 

33,6   33,4   35    34.5 35,5  
17,0 
16,6 

SGB III 
davon: 12 – 24 Monate 
24 u. mehr 

144  141   134 126  126 
96 
48 

16,8   16,3   17,2 15,513,9 

SGB II 
davon: 12 – 24 Monate 
24 u. mehr 

818   819  802  810 905 
390 
428 

40,9   40,8   42,4 42,745,3 
19,5 
21,4 

Geschätzte Anzahl 
Langzeitarbeitsloser  mit 
multiplen Ver-
mittlungshemmnissen 

 
             500  

Es bestehen statistische 
Unschärfen w / unsicherer 
Angaben der 
Optionskommunen 



Quelle: Hartz IV-Empfänger: Fast zwei Drittel mehr als zwei Jahre im Leistungsbezug 
12. Juni 2012; http://www.o-ton-arbeitsmarkt.de/statistik/hartz-iv-empfanger-zwei-drittel-uber-zwei-jahren-im-leistungsbezug 



Ausgewählte konkrete Auswirkungen 

• 47. Änderung  am Gesetz seit Einführung des SGB II 
• Drastische Mittelkürzung bei der Bundesagentur für 

Arbeit verteilen sich: 
 2011 =    1, 3   Milliarden 
 2012 =    2,5    Milliarden 
 2013 =    3       Milliarden 
 2014 =    3       Milliarden 

• Verringerung der Trägeraufwendungen bei 
Arbeitsgelegenheiten 

• Verringerung des Trägeraufwandes bei „Bürgerarbeit“ 
auf € 70,-- (in Bielefeld und Umgebung) 

• Neben Gemeinnützigkeit und im öffentlichen Interesse 
liegender Arbeit tritt Wettbewerbsneutralität als 
Verschärfung der Fördervoraussetzungen 

 
Effizienzsteigerung durch  

drastische Kürzung von 
€ 9,8 Mrd. bis 2014 

 



Wann liegt Wettbewerbsneutralität vor? 

 
 
„Arbeiten sind wettbewerbsneutral, wenn 
durch sie eine Beeinträchtigung der 
Wirtschaft infolge der Förderung nicht zu 
befürchten ist und Erwerbstätigkeit auf 
dem allgemeinen Arbeitsmarkt weder 
verdrängt noch in ihrer Entstehung 
verhindert wird“.  
                (§ 16 d, SGB II; Abs. 4, neue Fassung) 
 
 



Quelle: Daten BA, Eingliederungsbilanzen (verschiedene Jahrgänge); Bundeshaushalt 2012; BA, Arbeitslose nach Rechtskreisen 
(Jahreszahlen); http://www.o-ton-arbeitsmarkt.de/arbeitsmarktpolitik/einsparungen-bei-den-arbeitsmarktpolitischen-masnahmen-sind-
unverhaltnismasig-hoch 



Quelle: Rückgang der öffentlich geförderten Beschäftigung 4. Mai 2012;  
http://www.o-ton-arbeitsmarkt.de/grafikendiagramme/ruckgang-der-offentlich-geforderten-beschaftigung 



Übrigens! 

Alle 17 Minuten kommt es 
zu einer neuen Hartz-IV-
Klage 
Quelle:   Info also; 3/2011; Jahrgang 29; 
Werbeblock des Nomos –Verlages 

Keine der 2010 geprüften 
Eingliederungsvereinbarungen 
erfüllt die Anforderungen der 
Geschäftsanweisung Nr. 28/2006 
vollumfänglich  
Quelle:  Prüfbericht des Referates IIb7 des 
Bundesministeriums für Arbeit und Sozialordnung 



Konkrete Auswirkungen 

• Teilweise keine persönliche Unterstützung durch soziale 
Dienste 

• Enorme Kürzungen bei der Ausbildung Jugendlicher 
• Erwerbsfähige Leistungsberechtigte dürfen innerhalb eines 

Zeitraums von fünf Jahren nicht länger als insgesamt 24 
Monate in Arbeitsgelegenheiten zugewiesen werden. Der 
Zeitraum beginnt mit Eintritt in die erste Arbeitsgelegenheit. 

• Beschäftigungszuschuss / Jobperspektive § 16 e 
(bestehender Anspruch im SGB II) wird faktisch verhindert; 
drastischer Abbau sozialversicherungspflichtiger 
Beschäftigung (max. 5 % vom EGT) 

• Zertifizierungspflicht von Beschäftigungsträgern AZAV 
• Aufgabe Gründungszuschuss 



Bundesarbeitsgemeinschaft Wohnungslosenhilfe e.V. 
Fachausschuss Arbeit 15. / 16. März 2012 

Ausgangslage nach der Instrumentenreform 
 
 Arbeitsgelegenheiten Quantitative Verringerung, 

zusätzliche Anforderung 
„Wettbewerbsneutralität“ 
keine sozialversicherungspfl. 
Beschäftigung,  Turnus   

Job Perspektive § 16 e neu 
formuliert als  
Förderung von 
Arbeitsverhältnissen 

Verringerung der Mittel auf 20 % 
Eingliederungstitel, vermutlich für 
die nächsten Jahre bereits 
gebunden 

Soziale Unterstützung Verlagerung der Finanzierung auf 
kommunalen Träger 

Öffentlich geförderter Arbeitsmarkt Keine rechtl. Lösung für 
Mittelkombination im Passiv-Aktiv-
Transfer 

Integrationsprojekte (SGB IX) Bislang keine Analogie  



Bundesarbeitsgemeinschaft Wohnungslosenhilfe e.V. 
Fachausschuss Arbeit 15. / 16. März 2012 

Hilfen gem. § 67 ff SGB XII Unklarheiten zur Reichweite 
der DVO, insbes. § 5 DVO zu 
§ 69 SGB XII 

Zuverdienstprojekte 
Eingliederungshilfe 

Keine Analogie für die 
Zielgruppe, keine Modellproj. 

Steuerung arbeitsmarktlicher 
Dienstleistungen 

Konsens in Beiräten der 
Jobcenter - 
Maßnahmeausschreibung 

Mitwirkungsmöglichkeiten der 
Wohnungslosenhilfe? 

Reines Nachfrageoligopol durch 
Jobcenter bzw. BA 

Ausgangslage nach der Instrumentenreform 



Konkrete Auswirkungen 

Bis heute sind bereits über 180.000  
Beschäftigungsplätze für langzeitarbeitslose  
Menschen verloren gegangen 
 
Viele, viele Projekte haben Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeitern gekündigt ebenso ihre 
Räumlichkeiten 
 
 
 
 
 
Quelle : Verschiedene Erhebungen der Wohlfahrtsverbände  
              (DPWV, DW, Caritas, BAG Arbeit etc.) 



BMAS Ursula von der Leyen 

BA 

Landräte u. 
Kommunen 

Klient 

Projekt- 
träger 

Sozialgerichte 

Quelle: In Anlehnung Prof. Sell auf MV EFAS, September 2010 

Fallmanager 



Was hilft aus der Sicht der Freien Wohlfahrtspflege? 
 
  Die örtliche Ebene der Jobcenter muss entscheiden 
      können, welche beruflichen Wiedereingliederungs- 
      maßnahmen, für welche Bedarfsgruppe, in welcher  
      Größenordnung, zu welcher Kostenerstattung und in  
      welcher Mittelkombination notwendig und möglich    
      sind.  
 
  Die Passgenauigkeit wird erreicht durch ein 
      Abschiednehmen von pauschalen Angeboten und  
      Massenangeboten. Zielführend wäre die Erarbeitung  
      kreativer und nachhaltiger Lösungen unter Nutzung  
      der konzeptionellen und fachlichen Kompetenz der 
      ortsansässigen Durchführungsträger und Netzwerke. 
 
 



Was hilft aus der Sicht der Freien Wohlfahrtspflege? 
 
 
  Es müssen Lösungen für eine unbefristete, maßvoll 
      unterstütze und sozialversicherte Beschäftigung sehr  
      lange arbeitsloser Menschen im Rahmen eines öffentlich   
      geförderten Arbeitsmarktes berücksichtigt werden. Das 
      Diakonische  Werk belegt die Sinnhaftigkeit und die 
      Wirtschaftlichkeit dieses Ansatzes unter der Bezeichnung  
      Passiv-Aktiv-Transfer (PAT) eindrucksvoll. 
 
      Dazu laufen in einigen Bundesländern Modellmaßnahmen, 
      z.B. NRW 
 
 
 
 
 
 
 
  
 
 
 
 



 
  Sämtliche Unterstützungsfristen müssen auf  
      den Prüfstand! Die unzähligen ½  
      Jahresmaßnahmen wie auch die im  
      Gesetzentwurf geplanten Unterbrechungen  
      wirken willkürlich. Maßgabe bleibt die  
      individuelle Situation und der persönliche  
      Unterstützungsbedarf. 

 
  Das SGB II eignet sich nicht  für die 
öffentliche  
      Vergabepraxis, weil zielgruppenspezifische und  
      örtliche Bedingungen keine hinreichende 
      Berücksichtigung finden. 

Was hilft aus der Sicht der Freien Wohlfahrtspflege? 



   Jegliche konkrete Betätigung oder Beschäftigung 
     muss einen aktiven Bezug zur Arbeitswirklichkeit haben.  
     Gemeinnützige, zusätzliche und wettbewerbsneutrale  
     Arbeit ist arbeitsmarktfern, der Integrationsgrad scheint  
     eher gering. Keine arbeitsmarktferne Betätigung für 
     arbeitsmarktferne Personen! 
 
   Wettbewerbsneutralität (-hysterie) abschaffen, 
     Dialog mit der Wirtschaft finden!  
 
 Zitat Stefan Sell:“ Durch die völlig lebensfremde Forderung der 
Zusätzlichkeit zwingt man die Menschen in Bereiche, die den Übergang in eine 
normale Beschäftigung quasi versperren müssen!“  

 
               (Quelle: GIB Info, 2_11; Lebenslüge im magischen Dreieck;  S. 60 ff) 

Was hilft aus der Sicht der Freien Wohlfahrtspflege? 



Bundesarbeitsgemeinschaft Wohnungslosenhilfe e.V. 
Fachausschuss Arbeit 15. / 16. März 2012 

Erhaltung eines beruflichen  
Unterstützungssystems für die Bedarfsgruppe 
„wohnungslose Menschen“ unter Berücksichtigung der 
Programmtypen des arbeitsmarktpolitischen Programms 
(Aktivierung, Qualifizierung, Unterstützung, Vermittlung, Begleitung). 

 
Das Programm sollte ergänzt werden um:  
  
Dauerhafte Beschäftigung durch 
eine Analogie zu Maßnahmen der Eingliederungshilfe wie 
Integrationsprojekte, Zuverdienstprojekte etc.  

Ziel der BAG W  



Anforderungen an die Wohnungslosenhilfe 
Umkehrung des Nachfrageoligopols 
 
 Nicht die Bundesagentur für Arbeit oder die 
 Jobcenter sind die alleinigen Nachfrager (siehe  
 Ausschreibungspraxis) nach arbeitsmarktlichen 
 Dienstleistungen während die Arbeitsprojekte  
 zum Lieferanten der Dienstleistung verkommen! 
 
Alleiniger Nachfrager ist der Leistungsberechtigte! 
 
 Individuelle Eingliederungsvereinbarung  
 (§ 15 SGB II) verlangen und selber den eigenen 
           Bedarf definieren!  
  
  



Anforderungen an die Wohnungslosenhilfe 

Die Wohnungslosenhilfe ermittelt unter Berücksichtigung 
der „ganzen Person“ zusammen mit dem 
Hilfeberechtigten, welcher Unterstützungsbedarf mit 
welchem Ziel und in welcher personellen, räumlichen und 
strukturellen Ausgestaltung im Einzelfall erforderlich ist. 
 
Daraus resultieren individuelle Leistungsbereiche, die mit 
dem Sozialhilfeträger und dem Jobcenter hinsichtlich ihrer 
Leistungsverpflichting abgestimmt werden müssen. 
 
(individuell, sozialräumlich, persönliches Budget, im Spektrum der gesamten 
Bandbreite zwischen Qualifizierung und Beschäftigung)  
 
 
 



Anforderungen an die Wohnungslosenhilfe 

        Umsetzung Passiv-Aktiv-Transfer  für eine  
       unbefristete, sozialversicherte Beschäftigung 
       und Herausführung aus der Bedürftigkeit 
 
     Neue Umsetzung § 5 DVO zu § 69 SGB XII 
        (vgl. Aufsatz W. Sartorius; Das „Gesetz zur Verbesserung der Eingliederungschancen am Arbeitsmarkt“:  
                   Das Ende der Integration – oder eine neuer Anfang? Zeitschrift Wohnungslos; Jg. 53; 3. Quartal 2011; S. 111 –  
                  116  

 
     Arbeit selber schaffen  € 400 Jobs etc. 
 
    Grundlagen zum Aufbau von 
      Integrationsbetrieben / Sozialbetrieben schaffen 



Kennzeichen von Sozialunternehmen: 
 
   Beteiligung am Markt ohne Beschränkungen 
   Gemeinnützigkeit wird hergestellt durch  
      Quotenbeschäftigung (mindestens 25 % bis  
      50 % Zielgruppenangehörige) 
   Unbeschränkte Beschäftigungsdauer im  
      Rahmen Teilzeit- / Vollzeitbeschäftigung 
   Einbeziehung weiterer Fördermittel 
   Anrechnung von Produktionserlösen 
   Soziale Unterstützung durch Beratungs- 
      stellen 
   Öffnungsoption in den nicht  
      gemeinnützigen Arbeitsmarkt 
 



Anforderungen an die Wohnungslosenhilfe 

   Bessere Verzahnung des gesamten 
     Hilfesystems  (Beratung, persönliche  
     Unterstützung, Q+ B, individuelle Lösungen 
 
    AZAV Akkreditierungs- und  
      Zulassungsverordnung (AZAV) umsetzen 
 
    Vorsicht vor der Eingliederungshilfe (WfbM / 
      Maßarbeit)  oder Bündnisse mit den  
      Werkstätten für behinderte Menschen? 
 



Strategie der Bundes- 
arbeitsgemeinschaft 
der Werkstätten für  
behinderte Menschen zur Weiterentwicklung  
der Angebote zur Teilhabe am Arbeitsleben  
 



Arbeit finanzieren statt Arbeitslosigkeit 
Passiv-Aktiv-Transfer (PAT) 

Eine Strategie zur Beseitigung der Bedürftigkeit 

ALG II            €  374,-- 
Kosten der Unterkunft €  350,-- 

P = Passive Leistungen  

A = Aktive Leistungen 
 

Maßnahmekosten Träger €  250,-- 
Mehraufwandsentsch. €  150,-- 
 

+ 

= 

+ 
Verwaltungskosten  
des SGB II-Trägers €  180,-- 
Sozialvers.  Bedürftiger €  280,-- 

Ende der Bedürftigkeit Transferiert zum Lohn 

€ 1.584,-- 





Stiftung Bethel 
Stiftungsbereich proWerk 
Raimund Klinkert 
Raimund.klinkert@bethel.de 
0521/144 5402 
015116724604 
 
Bethel September 2012 

Vielen Dank für Ihre 
Aufmerksamkeit 

mailto:Raimund.klinkert@bethel.de
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